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Ungleiche Behandlung

Die katholische Kirche ist gegenüber anderen Glaubensgemeinschaften privilegiert

Die Zivilgemeinden sind aufgrund des 
Dekretes von 1809 verpflichtet, die 
katholischen Kirchengebäude zu unter-
halten und dem katholischen Pfarrer ein 
Pfarrhaus zu stellen. Laut Expertenbericht 
erhält die katholische Kirche so von den 
Gemeinden 10 Millionen Euro pro Jahr. 
Derartige Pflichten haben sie gegenüber 
anderen Glaubensgemeinschaften nicht.

Protestantische Kirche: Die bauliche 
Erhaltung der Dreifaltigkeitskirche in 
Luxemburg-Stadt bezahlt das Kultusmi-
nisterium. Bei größeren Änderungen, wie 
z. B. Kirchenfenster, wendet sich die Kirche 
zusätzlich an die „commission des bâti-
ments religieux“ des Kulturministeriums. 
Die Gemeinde Wiltz stellt einen Raum zur 
Verfügung, wo alle zwei Monate ein protes- 
tantischer Gottesdienst stattfindet. Das 
Pfarrhaus in Clausen gehört seit einigen 
Jahrzehnten dem Konsistorium der Prote-
stantischen Kirche. Bei der letzten Reno-
vierung des Gebäudes zahlte die Stadt 

heit vor dem Hintergrund gleicher Voraus-
setzungen. Hier liegt dann gegebenenfalls 
ein guter Ansatz vor, sich argumentativ 
und positionell besser zu verständigen. Ich 
gehe aber momentan davon aus, dass eine 
CSV der christlichen Soziallehre genau so 
verpflichtet ist wie ein Luxemburger Wort, 
ein LCGB oder die Kirche. 

In einem Wort-Editorial stand jüngst zu 
lesen: „Die hasserfüllten Kulturkämpfer 
üben heute mit nicht nur verbaler Gewalt 
rücksichtslosen Gesinnungsterror aus.“ Auch 
Sie haben von einer „Religionsfeindlichkeit“ 
in Luxemburg gesprochen. Sie sehen sich in 
der Opferrolle: Übertreiben Sie da nicht ein 
wenig?

E. G.: Manche Äußerungen, die zur Zeit 
der Kirche gegenüber von jenen gemacht 
werden, die mit ihr nichts am Hut haben 
oder sie bekämpfen, gehen gezielt unter 
die Gürtellinie. Wenn andere religiöse 
Gemeinschaften von solchen Aussagen 

visiert wären, würde das nicht akzeptiert. 
Anstatt Drecksschlachten via Medien oder 
Konferenzen zu veranstalten, sollte man 
sich an einen Tisch setzen und diskutie-
ren. Es geht um Argumente, nicht um 
falsche Darstellungen, und manches wird 
bewusst falsch dargestellt. Die historische 
Leistung der Kirche wird teilweise nicht 
wahrgenommen. 

Dieses Misstrauen ist Ihnen nicht verständ-
lich? Die Kirche und die historische Rolle 
die sie gespielt hat, sind daran doch nicht 
unschuldig ...

E. G.: Wir selbst tragen sicher eine Mit-
schuld daran, dass einige Leute die Kirche 
nicht ausstehen können. Die Kirche hat 
sich zu der Zeit, als sie in einer Mehr-
heitsposition war, sicherlich nicht immer 
korrekt gegenüber denen verhalten, die 
nicht auf ihrer Seite standen. Und dieser 
Umstand schlägt jetzt teilweise zurück, 
klar. Aber sollen wir darum sagen: weil wir 

damals über die Stränge geschlagen haben, 
dürft ihr das jetzt auch? Gerade heute und 
in einer pluralistischen Gesellschaft sind 
das ehrliche Gespräch und der Dialog not-
wendig – zwischen allen „forces vives“ und 
mit dem Ziel, zu einer besseren Gesell-
schaft beizutragen. Hierzu steht die Kir-
che in Luxemburg: in ihrer Verkündigung, 
mit ihren sozialen Angeboten und in der 
Feier von Gottesdiensten für Menschen in 
allen Lebenslagen. Bei den anstehenden 
großen sozialen und wirtschaftlichen Her-
ausforderungen sind wir alle gefordert, 
zum Gemeinwohl und zum Zusammen-
halt beizutragen. Zu dieser nationalen, eu-
ropäischen und internationalen Aufgabe 
wollen wir auch weiterhin unseren Beitrag 
leisten, und dies aus unserem Glauben 
und aus unserem Werte-Reservoir heraus 
als Bürger der einen Gesellschaft.

Vielen Dank für das Gespräch! u

(Das Interview fand am 18. Dezember 2012 statt. BT/LS)

Luxemburg lediglich einen Zuschuss. In ihrer 
Stellungnahme zum Expertenbericht wünscht 
sich die Protestantische Kirche, dass die 
Gemeinde – also v. a. die Stadt Luxemburg –  
für den Unterhalt der Kirche aufkommt und 
den Pfarrern eine Wohnung stellt, was bisher 
nicht der Fall ist.

Jüdische Gemeinschaft: Die Synagogen in 
Luxemburg-Stadt und in Esch wurden im 
Krieg von den Nazis zerstört. Zu Beginn der 
1950er Jahre wurden dort neue Gebäude 
errichtet, aber nicht an den vorigen Stand-
orten. In Luxemburg stiftete eine Familie das 
Grundstück, während in Esch die Gemeinde 
den Baugrund zur Verfügung stellte. Die 
Kosten für den Wiederaufbau übernahm 
das Office des dommages de guerre. Ob die 
Synagoge in Esch der Gemeinde gehört ist 
laut den örtlichen Verantwortlichen unklar. 
Das Kultusministerium gewährt einen jähr-
lichen Zuschuss von knapp 25 000 Euro für 
den Unterhalt der Gebäude und zusätzliche 
Mittel, wenn größere Arbeiten notwendig 

werden. Die Stadt Luxemburg zahlt ein 
Wohnungsgeld an den Rabbiner. Falls die 
bestehenden Privilegien der katholischen 
Kirche beibehalten würden, sollten diese 
auch für andere Glaubensgemeinschaften 
gelten, so das jüdische Konsistorium.

Muslimische Gemeinschaft: Der Staat 
hat bisher keine Konvention mit dem 
Vertreter der Gemeinschaft – der Shoura 
– abgeschlossen (siehe den Beitrag von 
Lucie Waltzer ab S. 29). Außer einer jähr-
lichen finanziellen Hilfe von knapp 2 500 
Euro erhält diese Gemeinschaft kein 
Geld vom Staat. Die Shoura fordert des-
halb den schnellen Abschluss einer Kon-
vention. Die Muslime werden von zwei 
Gemeinden unterstützt: Die Gemeinde 
Wiltz stellt dem Centre culturel islamique 
de Luxembourg ein Haus zur Verfügung;  
das Centre culturel islamique „Nordstad“ 
teilt sich mit anderen Vereinen Räumlich-
keiten der Gemeinde Diekirch.
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